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I. Ideen

1. Ereignisse

»Der Schuman-Plan war der Anfang der europäischen 
Einigung.« Am 9. Mai 1950 schlug der französische Au-
ßenminister Robert Schuman in einer Erklärung vor, 
die Kohle- und Stahlproduktion Frankreichs und der 
Bundesrepublik Deutschland zusammenzulegen. Die 
Produktion sollte unter eine gemeinsame Oberste Auf-
sichtsbehörde gestellt werden, in einer Organisation, die 
auch anderen europäischen Staaten offenstünde. Die Er-
klärung war für Konrad Adenauer das prägende Ereignis 
für das Vorhaben, ein gemeinschaftliches Europa aufzu-
bauen, weshalb er es für den entsprechenden Erzählstrang 
seiner Memoiren auswählte.1 Der Schuman-Plan ist bis 
in die Gegenwart ein gut gewählter Erinnerungsort. Der 
9. Mai ist in die Symbolsprache Europas eingegangen und 
wird als europäischer Feiertag begangen.

Die Erklärung, die Schuman an jenem Tag im Uh-
rensaal des Quai d’Orsay verlas, ist gleichwohl nur eines 
aus einer großen Zahl von Ereignissen, die den Rahmen 
für die spätere Gründung der Montanunion setzten. Die 
allgemeine Wertschätzung, die die Erklärung hat, wird 
durchaus von ihrer Bedeutung getragen. Sie ist aber zu-
gleich Teil eines verbreiteten Modells, den Verlauf der 
europäischen Einigung darzustellen. Diese Erzählun-
gen, die im Mittelpunkt des nächsten Abschnitts stehen, 
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spielen eine wichtige Rolle, will man die Europäische 
Union verstehen und an ihrem Fortgang teilnehmen. Um 
die Wahl des Bezugspunktes beurteilen zu können, ist es 
lohnend, zunächst die Scharnierzeit vom Kriegsende bis 
1950 in den Blick zu nehmen und danach zu fragen, was 
dem Schuman-Plan voraus ging.

Nachkriegszeit

Die Gründungsköpfe der Europäischen Gemeinschaften 
– Adenauer und Schuman sind bereits genannt – mussten 
einerseits den politischen und wirtschaftlichen Bedin-
gungen der unmittelbaren Nachkriegszeit Rechnung 
tragen und standen andererseits in der Tradition ideeller 
europäischer Einigungspläne.

Im Juni 1945 unterzeichneten die Alliierten die Charta 
der Vereinten Nationen. Sie gründeten eine internationale 
Organisation, die den gescheiterten Völkerbund ersetzen 
sollte, mit dem erstrangigen Auftrag, den Weltfrieden und 
die internationale Sicherheit zu wahren. Es entstand eine 
Weltorganisation, die die Machtverhältnisse der Zeit ab-
bildete, und die der Mittelpunkt sein sollte, die gemeinsa-
men Ziele aufeinander abzustimmen. Mit der Allgemei-
nen Erklärung der Menschenrechte kam im Dezember 
1948 ein weiteres Gründungsdokument hinzu, das mit 
universellem Anspruch die Achtung der Menschenrechte 
als tragenden Baustein in den internationalen Beziehun-
gen verankerte.2

Zu diesem Zeitpunkt wurde der Systemgegensatz zwi-
schen der Sowjetunion mit den Staaten ihrer Einfluss-
sphäre und den Vereinigten Staaten von Amerika sichtbar. 
Für ihn ist der Begriff des Kalten Krieges geprägt worden. 
Der amerikanische Präsident Truman bot in einer Rede im 
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März 1947 an, »alle freien Völker zu unterstützen, die sich 
der Unterwerfung durch bewaffnete Minderheiten oder 
durch Druck von außen widersetzen.« Das daraus ent-
standene Europäische Wiederaufbauprogramm fasste die 
teilnehmenden Staaten in einem institutionellen Rahmen 
zusammen, der von den USA gerade auch mit dem Ziel ei-
ner politischen Annäherung der europäischen Staaten er-
richtet wurde. Die im April 1948 gegründete Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit in Europa (OEEC) 
entwickelte sich rasch zu einem gewichtigen Forum nicht 
nur für die Verwaltung der Finanzmittel aus dem Mar-
shall-Plan, sondern auch für Handels- und Zollfragen.3 
Die OEEC ergänzte für Nordamerika und Europa das 
bereits mit dem Allgemeinen Zoll- und Handelsabkom-
men (GATT) verfolgte Bestreben, den internationalen 
Warenhandel wieder in Gang zu setzen und zu fördern.

Dabei gab es unterschiedliche Vorstellungen, was aus 
dem zwischen den Siegermächten in vier Besatzungszo-
nen aufgeteilten Deutschland werden sollte, das zu die-
sem Zeitpunkt nicht handlungsfähig war. Eine Antwort 
auf die Frage drängte, weil Deutschland, in der Mitte des 
Kontinents gelegen, den Systemgegensatz geographisch 
spiegelte, weil es – trotz der bedingungslosen Kapitula-
tion – insbesondere von den westeuropäischen Nachbarn 
weiter als mögliche Bedrohung ihrer Sicherheit wahrge-
nommen wurde, und weil es – trotz der Verheerungen 
durch den Krieg – über ein erhebliches industrielles und 
militärisches Potential verfügte. Bereits im März 1947 
hatten Großbritannien und Frankreich im Dünkirchener 
Vertrag gegenseitigen Beistand vereinbart. Ein Jahr später 
wurde der Vertrag durch den Brüsseler Pakt auf die Bene-
lux-Staaten erweitert. Er sah neben der militärischen auch 
eine wirtschaftliche und kulturelle Zusammenarbeit vor. 
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Besonders Frankreich hoffte, zum einen das politische 
Erstarken Deutschlands hinauszögern zu können und 
zum anderen den schwerindustriellen Rückstand durch 
Abtrennung des Saarbeckens sowie der Internationalisie-
rung des Ruhrgebiets aufholen zu können.

Auf der Sechs-Mächte-Konferenz, die in der ersten 
Hälfte des Jahres 1948 in London tagte, trafen die un-
terschiedlichen Vorstellungen aufeinander. Im Ergebnis 
setzten sich die USA mit ihrer durch die Wiederaufbau-
hilfe unterstützten Ansicht durch, die Deutschen in den 
drei westlichen Besatzungszonen mit der Reorganisation 
eines deutschen Teilstaates zu beauftragen. In der Folge 
kam der politische und rechtliche Prozess in Gang, der 
mit dem Inkrafttreten des Grundgesetzes am 24. Mai 
1949 vorläufig endete.4

Ideelle Traditionen

Das Bindeglied zu den ideellen Traditionen europäischer 
Einigung ist eine weitere Organisation, die im Mai 1949 
nach der Londoner Zehn-Mächte-Konferenz gegründet 
wurde, und die bis in die Gegenwart mit der Europäischen 
Union verbunden ist. Es handelt sich um den Europarat. Er 
hat die Aufgabe, einen engeren Zusammenschluss europäi-
scher Staaten zu verwirklichen, um die Ideale und Grund-
sätze, die ihr gemeinsames Erbe sind, zu schützen und zu 
fördern und um ihren wirtschaftlichen und sozialen Fort-
schritt zu begünstigen. Die Zwecksetzung des Europarates 
macht die Strukturklausel seiner Satzung sichtbar: »Jedes 
Mitglied des Europarats erkennt den Grundsatz vom Vor-
range des Rechts und den Grundsatz an, wonach jeder, der 
seiner Jurisdiktion unterliegt, der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten teilhaftig werden solle.«5

I. Ideen
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Der Europarat war und ist das institutionelle Dach, 
nicht nur um die Zusammenarbeit freier europäischer 
Staaten zu fördern, sondern auch, um liberale Denkströ-
mungen zu bündeln. Eines der ersten – und bis heute er-
folgreichsten – Vorhaben war es denn auch, ein europäi-
sches Gegenstück zu der universellen Menschenrechtser-
klärung zu schaffen. Mit der europäischen Konvention 
zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
(EMRK) vom 4. November 1950 ist ein regionales Instru-
ment zur effektiven Durchsetzung politischer und bür-
gerlicher Freiheitsrechte entstanden, das sich – ergänzt 
um mittlerweile 16 Zusatzprotokolle – zu einem gemein-
europäischen Menschenrechtskatalog entwickelt hat.6

Der Menschenrechtsschutz war demnach tragender 
Gedanke bei den Überlegungen, die Beziehungen zwi-
schen den europäischen Nationen im Europarat neu zu 
organisieren. Aber auch dieses europäische Vorhaben be-
nötigte die Unterstützung amerikanischen Einflusses. In 
diesem Fall handelte das American Committee for a Uni-
ted Europe, das über erhebliche Regierungsgelder und 
beste Verbindungen in die Wissenschaft, die Wirtschaft 
und die Politik der Vereinigten Staaten verfügte.

Die Vereinigten Staaten von Europa waren ein Leit-
bild, das sich schon in der Zwischenkriegszeit ideell ge-
bildet hatte und seit 1922 von der Paneuropa-Bewegung 
angestrebt wurde. Gerichtet gegen einen neuen Vernich-
tungskrieg, gegen die »Unterwerfung durch Russland« 
und gegen den »wirtschaftlichen Ruin« Europas, strebte 
die Bewegung den »Zusammenschluss aller demokrati-
schen Staaten Kontinentaleuropas zu einer internatio-
nalen Gruppe, zu einem politischen und wirtschaftlichen 
Zweckverband« an.7 Die paneuropäische Idee beruhte 
auf älteren Einigungsideen, die unter verschiedenen his-

1. Ereignisse



6

torischen Konstellationen immer wieder erörtert worden 
waren und die in der Regel einen einheitlichen Wirt-
schaftsraum in Europa, teilweise nach dem Vorbild des 
deutschen Zollvereins von 1834 einzurichten suchten.8

Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges traten ne-
ben die wieder gegründete Paneuropa-Bewegung weitere 
zivile Kräfte, die die europäische Einigung politisch be-
förderten. Die Union Europäischer Föderalisten (UEF) 
und die Ligue Européenne de Coopération Economique 
(LECE), beide aus dem Jahr 1946, das Mouvement So-
cialiste pour les États-Unis d’Europe (MSEUE) und die 
Nouvelles Equipes Internationales (NEI), beide aus dem 
Jahr 1947, sowie das United Europe Movement (UEM) 
von 1948 bündelten ihre Kräfte für den von Winston 
Churchill geleiteten Europa-Kongress vom 7. bis 10. Mai 
1948 in Den Haag. Der Tagungsort hatte eine eigene 
Symbolik, denn 1899 und 1907 waren die Vertreter der 
europäischen Staaten dort zu zwei Friedenskonferenzen 
zusammengekommen. Es waren vielbeachtete Groß
ereignisse der Staatengemeinschaft, auch wenn sie in den 
Bereichen Streitbeilegung und Abrüstung nicht zu den 
erhofften Ergebnissen geführt hatten. Unter den etwa 
800 Teilnehmern des neuen Haager Kongresses war eine 
Reihe von Politikern, die in der Folgezeit Verantwortung 
für die europäische Einigung trugen, darunter Kon-
rad Adenauer, Paul-Henri Spaak, Altiero Spinelli und 
François Mitterand. Der Kongress, der die Gründung des 
Europarates entscheidend anstieß, und die einzelnen Ver-
einigungen, die sich alsbald unter einem Dach als Euro-
päische Bewegung zusammenschlossen, waren Orte für 
den Austausch von Ideen. Nach diesen sollte die Zukunft 
Europas gestaltet werden.

I. Ideen
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Der Schuman-Plan steht also in einem beziehungsrei-
chen Gesamtzusammenhang.9 Er ist der Punkt, von dem 
aus ein direkter Weg zur Montanunion und damit zum 
Vorläufer der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG) führt. Der Plan steht aber zugleich für einen Stra-
tegiewechsel französischer Politik. Frankreich konnte 
sich mit seinen ursprünglichen Vorstellungen über die 
Zukunft Deutschlands nicht durchsetzen. Es versuchte, 
einen Teil seiner Ziele in einem anderen Rahmen zu errei-
chen. Die Bundesregierung beurteilte die Lage dagegen 
unter den Gesichtspunkten, die Besatzungsherrschaft 
möglichst schnell zu lockern und abzustreifen, als gleich-
berechtigtes Glied in die Staatengemeinschaft zurückzu-
kehren und die Ressourcen für den Wiederaufbau bereit-
zustellen. Dabei entwickelten sich die allgemeinen poli-
tischen Rahmenbedingungen zugunsten der Deutschen. 
So wollten der britische und der amerikanische Außen-
minister bei einer für den 11. bis 13. Mai 1950 geplanten 
Außenministerkonferenz der Westalliierten vorschlagen, 
die Begrenzung der westdeutschen Stahlproduktion auf-
zuheben, und auch eine Änderung des Besatzungsstatuts 
stand in Aussicht. Robert Schuman kam dem zuvor.

Gründung der Montanunion

Als Mitte Juni 1950 in Paris über die konkrete Ausge-
staltung des Schuman-Plans verhandelt wurde, hatten 
sich die Regierungen Belgiens, Deutschlands, Italiens, 
der Niederlande und Luxemburgs mit der französischen 
Empfehlung einverstanden erklärt, die Idee der Hohen 
Behörde unverändert in den beabsichtigten Vertrag zu 
übernehmen. Die Hohe Behörde war als unabhängige 
Einrichtung »neuen Typs« entworfen worden. Ihre Ent-

1. Ereignisse
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scheidungen sollten für die Mitgliedstaaten unmittelbar 
bindend sein – im Laufe der Verhandlungen fand sich 
dafür das Kunstwort »supranational«, das sich auf den 
niederländischen Rechtswissenschaftler Hugo Krabbe 
zurückführen lässt.10 Die Konstruktion, wie der Plan ins-
gesamt, war von Jean Monnet erdacht. Er leitete nach dem 
Krieg zunächst das französische Planungsamt, wurde 
1950 zum Präsidenten der Schuman-Plan-Konferenz und 
1952 zum ersten Präsidenten der Hohen Behörde der Eu-
ropäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) 
bestellt.

Das Bekenntnis der sechs Regierungen zur Supranati-
onalität des in Aussicht genommenen Zusammenschlus-
ses hatte den Preis, dass Großbritannien den Verhandlun-
gen fernblieb. Die britische Regierung wollte vorab »das 
Wesen des Planes und seine gesamten politischen und 
wirtschaftlichen Auswirkungen beleuchten« und damit 
die Diskussion fortsetzen,11 die seit 1948 über die Inten-
sität und Gestalt eines europäischen Zusammenschlusses 
geführt wurde. Die Idee einer europäischen Föderation, 
die in der Europäischen Bewegung und im Europarat be-
fördert wurde, die Unvereinbarkeit des Commonwealth 
mit einer europäischen Zollunion und das Vorhaben, die 
politische Eigenständigkeit Westeuropas institutionell 
anzustreben, waren die Themen, über die insbesondere 
Briten und Franzosen uneins waren. Der Erfolg des 
Schuman-Plans stellte auch hier eine Weiche für einen 
bestimmten Weg der europäischen Einigung, der bis in 
die Gegenwart sichtbar ist.

Die Verhandlungen führten zur Gründung der 
EGKS. Ihre völkerrechtliche Vertragsgrundlage trat am 
24. Juli 1952 in Kraft. Die Organisation beruhte auf dem 
Gedanken, einen Wirtschaftssektor – in diesem Fall die 

I. Ideen
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Märkte für Kohle und Stahl – aus den nationalen Volks-
wirtschaften herauszuschneiden und in einen gemeinsa-
men Markt zu überführen. Er sollte einem europäischen 
Regulierungsrahmen unterstehen und auf gemeinsame 
Ziele ausgerichtet sein. Durch den gemeinsamen Markt 
sollte die Beschäftigung gesteigert und die Lebenshaltung 
der Bevölkerung verbessert werden. Die Organe, allen 
voran die Hohe Behörde, waren verpflichtet, auf eine ge-
ordnete Versorgung des gemeinsamen Marktes sowie auf 
die Bildung niedrigster Preise zu achten, gleichen Zugang 
zur Produktion zu sichern, und auf eine Verbesserung 
der Lebens- und Arbeitsbedingungen der Arbeiter hin-
zuwirken. Der EGKS-Vertrag sah zu diesem Zweck den 
freien Warenverkehr ohne Zölle und Abgaben zwischen 
den Mitgliedstaaten vor. Er untersagte diskriminierende 
Maßnahmen, schränkte die Subventionsmöglichkeiten 
der Mitgliedstaaten ein und versprach gleiche Wettbe-
werbsbedingungen.

Die Hohe Behörde verfügte am Ende nicht über die un-
umschränkte Handlungsmacht, die Monnet ihr konzep-
tionell zugedacht hatte. Sie hatte die Aufgabe, für die Er-
reichung der in diesem Vertrag festgelegten Zwecke nach 
Maßgabe des Vertrages zu sorgen.12 Ihre Zuständigkeiten 
waren demnach auf die im EGKS-Vertrag vorgesehenen 
Mittel und Wege begrenzt. Der Vertrag legte vor allem 
die Grundzüge einer einheitlichen Wirtschaftspolitik für 
die Montanwirtschaft fest und hielt den Einfluss der Mit-
gliedstaaten aufrecht, diese »organisierte Konkurrenz« 
zu präzisieren.13 Eine vielsagende Einzelheit, von deren 
Bedeutung noch die Rede sein wird, war die begrenzte 
Vertragsdauer. Der EGKS-Vertrag wurde für die Dauer 
von 50 Jahren geschlossen, was einerseits ein bemerkens-
wert langer Zeitraum in den internationalen Beziehungen 

1. Ereignisse
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ist, aber andererseits den bedingten Willen der beteilig-
ten Staaten dokumentiert, sich auf das zukunftsgerichtete 
Vorhaben einzulassen. Als der Vertrag am 23. Juli 2002 
außer Kraft trat und die verbliebenen Aufgaben von der 
Europäischen Gemeinschaft (EG) übernommen wurden, 
hatte die Montanunion ihre Ziele bereits erreicht.

Militärische Sicherheit

Mit der Gründung der Montanunion war die Frage der mi-
litärischen Sicherheit Europas nicht beantwortet worden. 
Sie wurde nach dem Ausbruch des Korea-Krieges im Juni 
1950 mit noch mehr Nachdruck gestellt und von Seiten 
der Vereinigten Staaten in eine eindeutige Richtung be-
antwortet: Innerhalb einer »Europäischen Verteidigungs-
streitmacht« sei eine westdeutsche Armee notwendig, um 
das neu gegründete Nordatlantische Verteidigungsbünd-
nis (NATO) und damit das »freie Europa« zu stärken. 
Die Auswirkungen auf die Europapolitik standen den 
Beteiligten klar vor Augen. »Die Armee, die Waffen und 
die Basisprodukte mußten unter eine gemeinsame Sou-
veränität gestellt werden. Wir konnten nicht, wie wir es 
vorgesehen hatten, darauf warten, daß Europa eines Tages 
eine wachsende Konstruktion krönte, denn eine gemein-
same Verteidigung konnte von Anfang an nur unter einer 
gemeinsamen Oberhoheit konzipiert werden.«14

Die Politik suchte, anders gewendet, nach einer Ant-
wort auf die Frage, wie der deutsche Wehrbeitrag auf der 
Grundlage gleichberechtigter Beziehungen organisiert 
und zugleich die Sicherheitsinteressen der deutschen 
Nachbarn gewahrt werden konnten. Die Antwort wurde 
unmittelbar im Anschluss an die Schuman-Plan-Konfe-
renz ausgehandelt. Auf der Grundlage eines umfangrei-

I. Ideen
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